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Kläger und Revisionskläger7
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o „ „ „ „ „ „ ° 0 o 0 „

g e g e n

Antragsgegner,
Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 50° August 1975 durch

Vorsitzende Richterin Dr° S c h w a r 2,

Richter Dro B a r e s e l 9
Richter

Dr„ R e n n e r und die ehrenamtlichen

Richter Dr° H i r s c h m a n n und H 8
n l e

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts für das

Land Nordrhein—Westfalen vom 45° November 1972

wird aufgehobeno

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen°
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Der im ehemaligen Qberschlesien wohnhafte Kläger beantragte

im Mai 1968 Versorgungsleistungen nach dem Bundesversor—

gungsgesetz — BVG — (Teilversorgung)° Diesen Antrag lehnte

die Versorgungsverwaltung mit Bescheid vom 7° Oktober 1969

mit der Begründung ab, Schädigungsfolgen i„S° des BVG seien

nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit festzustel—

len° Der Widerspruch blieb ohne Erfolg (Bescheid vom 279

April 1970)„ Das Sozialgericht (SG) wies die Klage mit der
gleichen Begründung ab (Urteil vom 100 Januar 1972)° Dieses

Urteil wurde am 2° Februar 1972 mit eingeschriebenem Brief

zur Post gegeben und dem Kläger laut Rückschein am 8°

Februar 1972 ausgehändigt° Mit Schreiben vom 10 Mai 1972,

eingegangen beim Landessozialgericht (LSG) am 120 Mai 1972?

legte der Kläger hiorgegen Berufung ein, die das LSG als
unzulässig verwarf (Urteil vom 150 November 1972)0 Es

führte aus: Das Urteil des SG sei ordnungsgemäß zugestellt

werden° Die Rechtsmittelfrist von 5 Monaten sei am 80 Mai

1972 abgelaufen gewesen° Die erst am 120 Mai 1972 eingee

igangene Berufung sei verspätet° Wiedereinsetzungsgründe

‚seien nicht ersichtlich° _Dieses Urteil wurde am 10 Dezem—

ber 1972 mit eingeschriebenem Brief zur Post gegeben und

dem Kläger laut Rückschein am 8° Dezember 1972 ausgehändigt°

Auf Antrag des Klägers bestellte das Bundessozialgericht

(BSG) mit Beschluß vom 1° März 1975 als besonderen Vertre-

ter nach 5 72 Abs° 5 des Sozialgerichtsgésetzes (SGG) für

den Kläger H° B 31„vom Reichsbund der Kriegs— und Zivil—

beschädigten, Sozialrentner und Hinterbliebenen° Dieser

legte mit Schreiben vom 6() März 1973 Revision ein mit dem

Antrag, die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils
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zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

Nordrhein—Westfalen zurückzuverweisen° '

Er führte aus: Die Zustellungcdes Urteils des SG mit
eingeschriebenem Brief an den im Ausland wohnhaften Kläger

sei ungesetzlich gewesen° Das Urteil hätte öffentlich

zugestellt werden müssen (% 45 Abs° 4 Buchst„ c Verwal—

tungszustellungsgesetz — VWZG —), wobei nach 5 49 Abs° 5

der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum VwZG dem Emp—

fänger die öffentliche Zustellung und der Inhalt des zuzu—

stollenden Schriftstücks hätte mitgeteilt werden sollen_'

und seit dem Änderungsgesetz vom 49° Mai 4972 habe mitge—

teilt werden müssen° Die am 42° Mai 4972 beim LSG einge—

gangene Berufung des Klägers sei deshalb nicht verspätet

- gewesen° Das LSG hätte sie nicht als unzulässig verwerfen

dürfen, sondern in_der Sache entscheiden müssen„ Auch die

Revision gegen das Urteil des LSG sei fristgerecht eingé— '
legt und begründet werden, weil dem Kläger auch das Beru—
fungsurteil nicht entsprechend @ 45'VwZG-zugestellt worden

.seio

Der Beklagte hat von einer Stellungnahme abgesehenc

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und auch
begründet worden° Die Revisionsfrist ist gewahrt, weil sie

durch die vom LSG gewählte Art der Zustellung aus denselben

Gründen nicht in Lauf gesetzt worden ist, wie dies für die

Berufungsfrist noch darzulegen ist„ Die Revision erweist

sich auch als statthaft i„S° von 5 462 Abso 4 Nr° 2 SGG‚
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da der Kläger mit Recht rügt‚ das LSG hätte die Berufung

nicht als unzulässig verwerfen dürfen, sondern eine Sach—

entscheidung treffen müssen (BSG4, 285, 287, SozR Nr.: 24 —
zu 5 462 SGG)„ ‘ ‘

Wie der erkennende Senat bereits in den Urteilen vom

54° Januar 4975 (SozR Nr° 4 zu 5 44 VWZG) und vom 250 Mai

4975 — 9 RV 456/72 und — 9 RV 26/72 — entschieden hat,

waren auch vor der Herstellung diplomatischer Beziehungen

zu Polen Zustellungen in dieses Gebiet durch die Post mit—

tels eingeschriebenen Briefes (% 4 VWZG) ungesetzlich, auch

dann‚ wenn es sich um polnisch besetztes früheres deutsches
‚Gebiet handelte° Das in € 2 Abs° 2 VWZG vorgesehene Wahl—

recht ■ird durch die zwingende Vorschrift des 5 44 VWZG

eingeschränkt° Da vor der Errichtung der deutschen BötSChaft

in Warschau am 440 September 4972 (Bundesanzeiger Nr° 476

vom 490 September 4972‚ SO 5) eine Zustellung gem() 5 44

Abs° 4 VWZG in Polen unausführbar war, konnte sie nur im

Wege der öffentlichen Zustellung (% 45 Abs° 4 Buchsto c VwZG)

erfolgen, um zu einem eindeutig bestimmbaren, für den Lauf

der Rechtsmittelfrist maßgebenden Zustellungsdatum zu füh—

ren° Für die nähere Begründung wird auf die genannten

Urteile verwiesen° Die fehlerhafte Zustellung des sozial—

gerichtlichen Urteils hat die Berufungsfrist nicht in Lauf

setzen können° Da somit die Berufung des Klägers beim LSG

nicht verspätet eingegangen ist, hätte das LSG über sie

sachlich entscheiden müssen° Das Verfahren des LSG? das

durch Prozeßurteil entschieden hat, leidet an einem we—
sentlichen Mangel° Da nicht auszuschließen ist, daß das

LSG bei Vermeidung dieses Verfahrensmangels zu
einem für

den Kläger günstigen Urteil gelangt wäre, war sein Urteil

aufzuheben und der Rechtsstreit an das LSG zurückzuver—

weisen (% 470 Abs° 2 Satz 2 SGG), damit es die für eine
Sachentscheidung erforderlichen tatsächlichen Feststellun—
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gen nachholen kann°

Ihm bleibt auch die Entscheidung über die außergericht—
lichen Kosten des Revisionsverfahrens vorbehalten°
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